
 

 

 
 

 
SATZUNG 

 
 
 
 
 
 

Weiß/Blau 
Königstreu 
Bayerwald 

Rohrmünz e.V. 

 



 
§ 1 

Name, Sitz und Zweck 
 
 Der Verein führt den Namen Weiß/Blau-Königstreu Bayerwald Rohrmünz e.V., ist ein 

eingetragener Verein und hat seinen Sitz in Rohrmünz. 

 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 Zweck des Vereins ist die Pflege des Brauchtums, der Geschichte und der Heimpflege 
sowie die Heimatkunde. Der satzungsgemäße Zweck wird verwirklicht insbesondere 
durch Vorträge, Veröffentlichungen und Exkursionen sowie die Erforschung und 
Bedeutung Niederbayerns zur Zeit der bayerischen Könige. 

 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die Erreichung der satzungsgemäßen 
Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins. Ausgeschiedene Mitglieder haben keinen Anspruch auf das 
Vereinsvermögen. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

 
§ 2 

Erwerb der Mitgliedschaft 
 
 Mitglieder werden durch den Vorstand aufgrund eines schriftlichen Aufnahmeantrages 

aufgenommen. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter 
erforderlich. Wenn besondere Gründe vorliegen, kann die Vorstandschaft 
Aufnahmeanträge ablehnen. 

 
§ 3 

Ehrenmitglieder 
 
 Auf Antrag des Vorstandes können von der Mitgliederversammlung Personen, die sich 

um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern ernannt 
werden. Ehrenmitglieder sind vollwertige Mitglieder im Sinne des § 5, sind jedoch von 
der Beitragszahlung befreit. 

 
§ 4 

Verlust der Mitgliedschaft 
 
 Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod oder Ausschluß aus dem Verein.  

Der Austritt ist jederzeit zum Ende des Geschäftsjahres möglich und dem Vorstand mit 
einer Frist von 3 Monaten in Textform zu erklären. 

 Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in erheblicher 
Weise gegen den Vereinszweck verstößt, in sonstiger Weise sich grober und 
wiederholter Verstöße gegen die Vereinssatzung schuldig gemacht hat oder innerhalb 
eines Jahres seiner Beitragspflicht trotz zweimaliger, in Textform verfasster Mahnung 
nicht nachgekommen ist. 

Über den Ausschluss entscheidet die Vorstandschaft mit Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Dem Mitglied ist vorher Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Gegen den Beschluss der Vorstandschaft ist innerhalb von vier Wochen nach 
Bekanntgabe die schriftliche Anrufung der Mitgliederversammlung zulässig. Diese 



entscheidet alsdann mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen auf 
ihrer ordentlichen Versammlung, sofern vorher keine außerordentliche 
Mitgliederversammlung stattfindet. 

Rechtsmittel gegen den Beschluss der Mitgliederversammlung sind nicht zulässig. 

Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, kann die Vorstandschaft seinen 
Beschluss für vorläufig vollziehbar erklären. 

 Die Wiederaufnahme eines ausgeschlossenen Mitgliedes ist frühestens nach Ablauf 
eines Jahres möglich. Über den Antrag entscheidet das Organ, das letztlich über den 
Ausschluss entschieden hat. 

 Ein Mitglied kann nach vorheriger Anhörung von der Vorstandschaft unter den 
genannten Voraussetzungen durch einen Verweis oder durch eine Geldbuße und/oder 
mit einer Sperre von längstens einem Jahr an der Teilnahme an Veranstaltungen des 
Vereins gemaßregelt werden. Die Entscheidung der Vorstandschaft ist nicht 
anfechtbar. 

 Alle Beschlüsse sind dem betroffenen Vereinsmitglied mittels eingeschriebenen Briefes 
zuzustellen. 

 
§ 5 

Beiträge 
 
 Alle Beiträge sowie sonstigen Leistungen werden durch die Mitgliederversammlung 

festgelegt. 

 Die Beiträge sollen jeweils Ende Januar eines Jahres per Lastschrift eingezogen 
werden. Überweisung bzw. Barzahlung des Beitrages ist möglich. 

 Bei neu aufgenommenen Mitgliedern wird der Beitrag zeitanteilig sofort fällig und 
eingefordert. 

 Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende werden analog zu den §§ 2a und 9a ohne 
Beitragspflicht geführt. 

 
§ 6 

Stimmrecht und Wählbarkeit 
 
 Stimmberechtigt sind alle Mitglieder ab vollendetem 16. Lebensjahr. 

 Mitglieder, die kein Stimmrecht haben, können an den Mitgliederversammlungen 
teilnehmen. 

 Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 

 Wählbar sind alle volljährigen Vereinsmitglieder. Wählbar sind auch abwesende 
Mitglieder, wenn eine Erklärung über die Annahme einer Wahl vorliegt. 

 
§ 7 

Vereinsorgane 
 
Organe des Vereins sind: 
 
 die Mitgliederversammlung 

 die Vorstandschaft 

 der Vorstand 



 
§ 8 

Mitgliederversammlung 
 
 Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

 Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) soll jeweils im 
ersten Quartal eines Jahres stattfinden. Zu dieser Versammlung sind alle Mitglieder 
zwei Wochen vorher in Textform unter Angabe der Tagesordnung einzuladen. 

 Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb von zwei Wochen 
einzuberufen 

- wenn der Vorstand oder die Vorstandschaft dies beschließt  

- oder wenn mindestens ein Zehntel aller Mitglieder dies verlangt. 

Die Einladung erfolgt wie bei der ordentlichen Mitgliederversammlung. 

 Die Mitgliederversammlungen sind durch den Vorstand einzuberufen. 

 Die Tagesordnung für die ordentliche Mitgliederversammlung muss folgende Punkte 
enthalten: 

- Bericht des Vorstandes, 
- Bericht des Kassiers, 
- Bericht der Kassenprüfer, 
- Entlastung des Vorstandes und der Vorstandschaft, 
- Wahlen (wenn erforderlich), 
- Beschlußfassung über vorliegende Anträge. 

 Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlußfähig. Gewählt ist, wer die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf 
sich vereint. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Satzungsänderungen und Abwahl von Wahlämtern bedürfen einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

 Anträge können von allen Mitgliedern gestellt werden. Über Anträge, die beim Vorstand 
nicht spätestens eine Woche vor der Versammlung in Textform eingehen, kann nur mit 
Zustimmung des Vorstands abgestimmt werden. 

 Wahlen und Abstimmungen erfolgen geheim und schriftlich, wenn mindestens 10 % 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies verlangen. 

Mehrere Wahlen und Abstimmungen können in einem Wahlgang erledigt werden. 

 
§ 9 

Vorstandschaft 
 
 Die Mitglieder der Vorstandschaft werden von der ordentlichen Mitgliederversammlung 

alle drei Jahre neu gewählt. 

 Der Vorstandschaft gehören normalerweise an: 

- der Vorstand  
- 3 Beiräte 

 
Für Vorstandschaftsmitglieder, die während des Jahres ausscheiden, kann die 
Vorstandschaft Ersatzmitglieder bestellen. 



 Die Vorstandschaft leitet den Verein. Er führt die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung durch und beschließt über alle Angelegenheiten, welche nicht 
durch die Mitgliederversammlung geregelt werden. 

 Sitzungen der Vorstandschaft finden auf Einladung des Vorstands statt. 

Diese sind zur Einberufung einer Sitzung verpflichtet, wenn drei Mitglieder der 
Vorstandschaft es verlangen. 

Die Vorstandschaft ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder der 
Vorstandschaft anwesend sind. 

 Beschlüsse der Vorstandschaft werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei 
Stimmgleichheit gelten die Stimmen der Vorstände doppelt. 

 
§ 10 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB 
 
 Der Vorstand besteht aus  

dem 1. Vorstand, 
dem 2. Vorstand, 
dem Schriftführer, 
dem Kassier 
 

 Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch die Mitglieder des Vorstands 
vertreten (Vorstand im Sinne des § 26 BGB). Jeder der vier Mitglieder ist 
einzelvertretungsberechtigt. 

 Der Vorstand wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Er bleibt bis zur satzungsmäßigen Bestellung des nächsten Vorstands 
im Amt. Mehrere Vorstandsämter können nicht in einer Person vereinigt werden. 

 Scheidet ein Mitglied des Vorstands vor Ablauf der Amtsperiode aus, ist von der 
Vorstandschaft für den Rest der Amtszeit ein neues Vorstandsmitglied hinzuzuwählen. 

 Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Im Innenverhältnis gilt, dass der 
Vorstand zum Abschluss von Geschäften mit einem Geschäftswert von mehr als 
500,00 Euro für den Einzelfall der vorherigen Zustimmung der Vorstandschaft bedarf. 
Für Grundstücksgeschäften jeglicher Art sowie von Geschäften mit einem 
Geschäftswert von mehr als 5.000,00 Euro für den Einzelfall bedarf es der vorherigen 
Zustimmung durch die Mitgliederversammlung. 

 Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit gefasst. 

 
§ 11 

Ehrenvorsitzender 
 
 Auf Antrag des Vorstands können von der Mitgliederversammlung Personen, die 

vorher im Vorstand des Vereins tätig waren und sich herausragend verdient gemacht 
haben, zu Ehrenvorsitzende ernannt werden. Ehrenvorsitzende sind zugleich 
Ehrenmitglieder des Vereins. Sie werden zu Sitzungen der Vorstandschaft eingeladen 
und haben dort beratende Stimme. Für die Ernennung zum Ehrenvorsitzenden müssen 
strenge Maßstäbe durch die Mitgliederversammlung herangezogen werden. 

 
 
 



§ 12 
Vergütungen für Vereinstätigkeit 

 
 Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 

 Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 
entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstverhältnisses oder gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung ausgeübt werden. 

 Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach 2. Punkt trifft die 
Vorstandschaft. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.  

 Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der 
Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen. 

 Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die 
ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören 
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw. 

 Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 12 
Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden 
nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die 
prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden. 

 Von der Vorstandschaft kann beschlossen werden, die Aufwandsentschädigung 
nach 2. Punkt und den Aufwendungsersatz nach 6. Punkt auf steuerrechtliche 
Pauschalbeträge und Pauschalsätze zu begrenzen. 

 
§ 13 

Kassenprüfung 
 
 Die Kasse des Vereins wird in jedem Jahr durch zwei von der Mitgliederversammlung 

des Vereins, auf die Dauer von drei Jahren gewählten Kassenprüfer, geprüft. Die 
Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des 
Vorstands und der Vorstandschaft. 

 

§ 14 
Geschäftsjahr 

 
 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
§ 15 

Protokoll 
 
 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und der Vorstandschaft ist jeweils ein 

Protokoll anzufertigen, welches vom Schriftführer und vom Sitzungsleiter zu 
unterzeichnen ist. 

 
 
 
 
 



§ 16 
Auflösung des Vereins 

 
 Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 

beschlossen werden. 

Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur der Punkt „Auflösung des Vereins“ 
stehen. 

 Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es 

- die Vorstandschaft mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder 
beschlossen hat, oder 

- ein Zehntel der Mitglieder des Vereins schriftlich verlangen. 

 Die Versammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

 Sind in dieser Mitgliederversammlung weniger als die Hälfte aller stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend, so ist zur Beschlußfassung über die Auflösung des Vereins 
innerhalb vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese 
Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. In der Einladung zu dieser zweiten Versammlung ist darauf 
ausdrücklich hinzuweisen. 

 Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 

 Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall des steuerbegünstigten 
Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die 
Pflege des Brauchtums. Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens 
dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden. 

 
§ 17 

Satzungsbeschluss 
 

Die Satzung wird durch die Mitgliederversammlung beschlossen. Sie tritt mit Eintragung 
im Vereinsregister in Kraft. 
 
 
- Ende Satzung - 


